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KLIMASENIORINNEN: DIE SCHWEIZERISCHE MENSCHENRECHTSINSTITUTION IST BESORGT
UBER DIE «<ERKLARUNG>» DER BUNDESVERSAMMLUNG

Fribourg, 12.06.2024. Zur sofortigen Veroéffentlichung. Mit ihrer «Erklarung» zum Entscheid
«Klimaseniorinnen und andere gegen die Schweiz» greift die Bundesversammlung das Herzstiick des
europaischen Menschenrechts-Systems an und stellt die Kompetenz von Gerichten in Frage, die
Menschenrechte auf die grossen Fragen der Zeit anzuwenden. Der Bundesrat steht nun in der
Verantwortung, den Schaden zu limitieren und die Verbindlichkeit von Urteilen des Europaischen
Gerichtshofes fir Menschenrechte zu unterstreichen.

Heute ist die «Erklarung» zu «Klimaseniorinnen und andere gegen die Schweiz» vom
Nationalrat als  Zweitrat  verabschiedet worden. Die  Schweizerische
Menschenrechtsinstitution ist besorgt Uber diese «Erklarung».

«Die Verbindlichkeit der Urteile des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte
(EGMR) ist das Herzstiick des europaischen Menschenrechts-Systems, jenes
Element, das dieses System weltweit einzigartig und zu einem Vorbild macht», sagt
Véronique Boillet, Vorstandsmitglied der SMRI und Professorin fiir Offentliches Recht
an der Universitat Lausanne. «Dieses Herzstiuck ist direkt angegriffen, wenn die
Bundesversammlung den Bundesrat dazu auffordert, dem Urteil keine weitere Folge
zu gebenx», sagt Boillet. «<Denn die Verbindlichkeit der Urteile des EGMR bringt es mit
sich, dass es nicht Sache des Schweizer Parlaments ist, dariber zu entscheiden,
wann ein Urteil umgesetzt ist und wann dafur weitere Massnahmen notwendig sind.
Diese Aufgabe kommt dem Ministerkomitee des Europarats zu, in dem die Schweiz
durch den Bundesrat vertreten ist.»

Dieses Herzstiick anzugreifen, untergrébt die Legitimitat und den Handlungsspielraum
des Gerichtshofes grundlegend. Die «Erklarung» der Bundesversammlung schwacht
damit den Menschenrechtsschutz in ganz Europa.

Weit zurtickreichende Rechtsprechung

In der Ratsdebatte wurde der Eindruck vermittelt, der Gerichtshof hétte eine rote Linie
Uberschritten, indem er den Schutz der Menschenrechte auch auf die Frage der
Klimaverdnderung anwende. Der Gerichtshof hat seinen Entscheid aber auf einer weit
zuruckreichenden Rechtsprechungstradition aufgebaut.

Diese besteht darauf, dass die Européische Menschenrechtskonvention ein
lebendiges Instrument ist und auf die jeweiligen Fragen der Zeit angewendet werden
muss. Zudem halt sie fest, dass Staaten eine Handlungspflicht trifft, ihre
Einwohner*innen vor den Folgen menschgemachter Umweltveranderung zu schitzen.
Es ist befremdlich, dass die Bundesversammlung die Legitimitdt dieser
Rechtsprechungstradition nun plétzlich in Frage stellt.
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Der Ball liegt beim Bundesrat

«Es gibt keine Alternative dazu, Menschenrechte weiterzuentwickeln; nur schon, welil
die Welt sich verandert, in der Menschenrechte eine Wirkung zum Schutz der Freiheit
und der Wirde von Menschen entfalten missen», sagt Stefan Schlegel, der Direktor
der SMRI. «Die menschgemachte Klimaveranderung wird das Leben, die Gesundheit,
die Sicherheit und das Eigentum von Menschen grundlegend gefahrden. Es wére
daher abwegig, eine Beziehung zwischen der Klimaveranderung und den
Menschenrechten abzustreiten.»

In den drei Entscheiden vom 9. April 2024 hat der Gerichtshof diese Beziehung nun
erstmals konkretisiert. Er hat dabei nicht etwa ein neues Recht auf Klimaschutz
entwickelt, sondern ein bestehendes Recht — das Recht auf Schutz der Gesundheit —
angewandt auf ein relativ neues Risiko fur die Gesundheit: die Klimaveranderung.
Solche Urteile beantworten zwar eine Rechtsfrage. Es ist aber unvermeidbar, dass sie
auch politische Implikationen haben.

«Es stinde der Bundesversammlung gut an, zu reflektieren, wie sie in ihrer
Klimapolitik die Menschenrechte mdglichst gut schitzen kann, statt zu Gberlegen, wie
das Urteil des EGMR moglichst minimalistisch umgesetzt werden kann», sagt Stefan
Schlegel. «Im Ministerkomitee des Europarates ist die Schweiz durch den Bundesrat
vertreten. Er muss nun dafir die Verantwortung Ubernehmen, den Schaden zu
limitieren und beim Europarat zu versichern, dass die Schweiz die Verbindlichkeit von
Urteilen des Gerichtshofs weiterhin anerkennt.»

Menschenrechte sind eine Voraussetzung flr Demokratie

Ein weiteres Merkmal der Debatte im Parlament war die starke Betonung eines
Spannungsfeldes zwischen (direkter) Demokratie und einer innovativen
Rechtsprechung durch Gerichte. Ein wirksamer Menschenrechtsschutz ist aber eine
Voraussetzung fur eine lebendige Demokratie. Nur wo alle frei sprechen kdnnen,
kénnen auch alle ihre Stimme erheben.

Menschenrechte erhalten ihre Wirkung in der Realitdt nicht dadurch, dass sie auf
Papier stehen, sondern dadurch, dass es Gerichte gibt, die sie effektive anwenden.
Es ist dabei normal und ein Zeichen funktionierender «Checks and Balances», dass
Gerichte der Rechtsetzung gewisse Zielvorgaben machen, wie hier der EGMR der
Schweizer Politik. «Der Gerichtshof hat der Schweiz aber nur die Ziele vorgegeben.
Die Massnahmen auszuwéhlen, bleibt Sache der Politik, das hat auch der Gerichtshof
explizit so festgehalten», unterstreicht Véronique Boillet. Und Stefan Schlegel ergénzt:
«Durch eine Rechtsprechung, die der Politik Impulse gibt, hat der EGMR seine Rolle
nicht verletzt, im Gegenteil, er hat gerade seine Kernaufgabe wahrgenommen.»
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Die Schweizerische Menschenrechtsinstitution SMRI ist die nationale Menschenrechtsinstitution der
Schweiz. Sie beruht auf den sog. Pariser Prinzipien und auf einer Rechtsgrundlage des Bundes. Sie ist
finanziert vom Bund und den Kantonen; ihre Arbeit fihrt sie aber unabhangig aus. Die Aufgabe der
Schweizerischen Menschenrechtsinstitution ist der Schutz und die Férderung der Menschenrechte in
der Schweiz. Sie erfillt diese Aufgabe durch Dokumentation, Forschung, Beratung und Vermittlung.
Die SMRI wurde 2023 gegrundet und verfugt seit Anfang 2024 ber eine Geschaftsstelle. Sie ist
assoziiertes Mitglied des Européischen Netzwerks nationaler Menschenrechtsinstitutionen (ENNHRI).

Ruckfragen an:

Noémi Manco, Leiterin Kommunikation (FR, EN, IT)
+41 26 505 44 44
media@isdh.ch

Stefan Schlegel, Direktor (DE, FR, EN)
+41 26 505 44 41

Véronique Boillet, Vorstandsmitglied (FR, EN, DE)
+41 21 692 28 08

Avenue Beauregard 1 info@isdh.ch
1700 Fribourg isdh.ch 3/3


https://www.isdh.ch/de
https://ennhri.org/
mailto:media@isdh.ch

	Weit zurückreichende Rechtsprechung
	Der Ball liegt beim Bundesrat
	Menschenrechte sind eine Voraussetzung für Demokratie

